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REINHARD SPILKER

Ein Bericht tiber den Streik

in einer Atomzentrale am Armelkanal

«DaB die Arbeit in La Hague so gefiahrlich ist,
wuBten wir zuerst gar nicht!»

Vorbemerkung: Wir verdanken diesen aufschlufireichen Bericht dem
Verlag «Darmstiddter Bldtter» und secinem Leiter Giinther Schwarz.
Die Sache geht direkt auch die Schweiz an. Der Bericht zeigt, wie die
Sisyphusarbeit der Schwierigkeiten verbunden ist mit einer permanen-
ten unvergleichlichen Gefihrdung, die weder unter, noch auf, noch
tiber der Erde wirklich «gesicherty zu bewiltigen sein wird.

(Die Redaktion)

Aus einem Film der Arbeiter von La Hague:

«Die Arbeitsbedingungen verschlechtern sich, die Strahlenbelastung
wichst und die Kontaminierungen (Beriihrung mit Strahlen) nehmen
zu: wenn man heute all dies feststellt, und wenn man davon ausgeht,
daB ein privatwirtschaftliches Unternehmen cine Rendite abwerfen muB,
dann weill man schon, was auf uns zukommt: diese Rentabilitit wird
auf dem Riicken der Arbeiter erwirtschaftet werden!»

La Hague am normannischen Steilufer des Aermelkanals wird
beherrscht von der Anlage zur Wiederaufbereitung von radioaktivem
Abfall aus Atomkraftwerken. In der Anlage arbeiten etwa 1900 Men-
schen. Die Mehrheit der gewerkschaftlich organisierten Belegschaft hat
den Betrieb im Herbst vergangenen Jahres (1976) drei Monate lang be-
streikt. Ueber die Hintergriinde des Streiks haben die Arbeiter von La
Hague einen Film gedreht. Einen Ausschnitt aus diesem Film horten
Sie zum Beginn der Sendung.

IL.a Hague spielt bei der sogenannten Entsorgung der deutschen
Atomkraftwerke eine Schliisselrolle.

(Laponche): «Alle Welt behauptet, daBB La Hague gut funktioniert.
Das ist eine Liige!»

(Autor) Dall Atomstrom sauber sei, ist eine Erfindung der Wer-
betexter. Denn damit wollen sie sagen, der in Atomkraftwerken pro-
duzierte elektrische Strom werde ohne nennenswerten Abfall erzeugt.
So mancher Bundesbiirger, der dem Werbeslogan bisher geglaubt hat,
erfahrt dieser Tage zum erstenmal, und mit unguten Gefiihlen, daB nun
das dicke Ende kommt: Der Abfall aus den bei uns betriebenen Atom-
meilern, die zum Jahresanfang 1977 eine Nennleistung von rund sechs-
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einhalbtausend Megawatt aufwiesen, bereitet den Kraftwerksbetrei-
bern zunehmend Kopfschmerzen. Jahr fiir Jahr wird jedem der Leicht-
wasserreaktoren, mit denen hierzulande der Atomstrom erzeugt wird,
eine Ladung verbrauchter Brennelemente entnommen. Diese sechs
Meter langen Biindel aus Metallstiben, die mit abgebranntem Uran-
oxyd gefiillt sind, sind hochradioaktiv, sie sind mit ihren stark strah-
lenden Spaltprodukten und Transuranen das bisher brisanteste indu-
strielle Abfallprodukt iiberhaupt.

Das Abfallproblem verschirft sich durch die Langlebigkeit des
strahlenden Miills. Die sogenannte «Entsorgung» der Atomkraftwerke
ist nichts anderes als ein Versuch, diesen hochgefihrlichen Abfall so
unter Kontrolle zu bekommen, dal die nachfolgenden Generationen
iiber die ndchstenJahrtausende damit leben kdnnen. «Entsorgung» heilit
nicht, den Abfall vernichten. Das ist gar nicht méglich. «Entsorgungy —
nach den Vorstellungen der Atomindustrie — hei3t: den Abbrand der
Atomkraftwerke sammeln, kiihlen, das wiederverwendbare Uran und
Plutonium, so weit moglich, herausziehen, und den verbleibenden
Rest leicht-, mittel- und hochradioaktiven Abfalls lagern, wiederum
kiihlen, kontrollieren, bewachen — iiber Generationen.

Das Extrahieren des wiederverwendbaren Spaltstoffs, die soge-
nannte Wiederaufarbeitung, erweist sich nun als die Achillesferse der
Stromerzeugung durch Atomkraftwerke. Warum? Ein Reaktor des in
der Bundesrepublik eingefiihrten Typus — mit Wasserkithlung — ver-
ursacht, bei einer ausgefahrenen Leistung von 1000 Megawatt, pro
Jahr etwa dreiBig Tonnen Abbrand, also stark radioaktive ver-
brauchte Brennelemente. Nachdem diese etwa fiinf Monate in soge-
nannten Abklingbecken einen Teil ihrer kurzlebigen Radioaktivitit
verloren haben, enthalten sie: Spaltprodukte mit einer Radioaktivitit
von 130 Millionen Curie und Transurane mit einer Radioaktivitdt von
4,5 Millionen Curi¢ — dazu gehdren, u. a. ca. 280 Kilogramm Plu-
tonium. (Ein Curie ist eine MaBeinheit fiir die Radioaktivitidt eines
radioaktiven Korpers. Wenige Tausendstel eines Curtie'in einem mensch-
lichen Organismus sind todlich.)

Wihrend der Wiederaufbereitung nun durchlduft dieser strahlen-
de Stoff ein fllissiges, chemisches Verfahren. Das bringt bisher un-
kontrollierbare Gefihrdungen des Betriebspersonals und der Umwelt
mit sich. Die Risiken und technischen Schwierigkeiten sind so groB3, daB
es bis heute nirgendwo auf der Welt eine befriedigend funktionierende
industrielle Wiederaufarbeitungsanlage fiir verbrauchte Brennelemente
aus Leichtwasserreaktoren gibt. Dort, wo man es versucht hat, gab es
Fehlschldge, Pannen, Arbeitsunfille, Verluste.

Auch in der Bundesrepublik gibt es keine industrielle Wiederauf-
bereitungsanlage. Die chemische Industrie, nimlich die Unternechmen

{
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Hoechst, Bayer, Nukem und Gelsenberg hatten eine solche Anlage ur-
spriinglich errichten wollen und zu diesem Zweck 1970 eine ge-
meinsame Firma gegriindet: die KEWA. Nach Berechnungen des frii-
heren Bundestagsabgeordneten Frank Haenschke hat die Bundes-
regierung diessm Unternehmen bisher Haushaltmittel in Hohe von
einer halben Milliarde Mark zur Entwicklung einer Wiederaufberei-
tungs-Technologie zugeschossen. Anfang der achtziger Jahre — so
war es geplant — sollte eine Anlage zur Wiederaufbereitung von
1400 Jahrestonnen hoch ausgebrannter Brennelemente zur Verfiigung
stehen. Davon ist inzwischen keine Rede mehr. Als der strahlende
Abbrand in den mittlerweile angefahrenen Leichtwasserreaktoren
- sich zu tiirmen begann, muBlte der Innenausschuf3 des Bundestages sich
in einer offentlichen Anhorung im Juni letzten Jahres von Vertretern
der GroBchemie sagen lassen, dal das Projekt iiber die Krifte der be-
teiligten Firmen gehe. Da die Entsorgung der Atomkraftwerke nach
dem Atomgesetz Sache der Kraftwerksbetreiber, also der Elektrizitéts-
Versorgungs-Unternehmen sei, habe man die unternehmerische Ver-
antwortung an diese abgegeben. Die Betroffenheit war grofl. Man
fragte nach den Griinden, vor allem der Abgeordnete Frank Haenschke
bestand auf genauen Antworten. Vertreter der an der KEWA beteilig-
ten Chemie-Firmen gaben zu Protokoll:
«Die erste kommerzielle Anlage im Staate New York ist stillge-
legt worden, nachdem sich dort starke Korrosionserscheinungen
und #dhnliches gezeigt haben. Dort hatte man noch nicht die ganz
hoch ausgebrannten oxydischen Elemente, sondern erst geringer
ausgebrannte. Diese Anlage wird umgebaut und ist in zunehmende
Genehmigungsschwierigkeiten gekommen, weil in allen Lindern
die Genehmigungsanforderungen eskaliert sind.
General Elektric hat ein neues Verfahren ausgearbeitet, dieses
erst im Labormafistab erprobt und ist bei der Kalterprobung —
ohne daf} heile Elemente hineinkamen — zu der Meinung ge-
kommen, dall diese Anlage so nicht funktioneren kann und erst
mit erheblichen Geldmitteln umgebaut werden kann. Sie hat dar-
auf verzichtet und ist aus dem Geschift ausgestiegen.
Die andere GroBanlage mit 1500 Tonnen im Siiden der USA
kommt nicht in Gang, weil sie noch keine Genehmigung hat. Dies
hangt unter anderem damit zusammen, daf3 in Amerika die Frage
der Plutonium-Rezyklierung in groBem Umfang noch nicht ge-
16st ist.
DaB die englischen und die franzosischen Anlagen Schwierigkeiten
gehabt haben, vor allen Dingen die englischen, hingt damit zu-
sammen, daB man diese Schwierigkeiten vorher nicht gesehen
hatte.»
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Soweit Gerhard Wirths, Geschéftsfiilhrer der Brennelementefabrik Nu-
kem in Hanau. Wolfgang Hilger, Vorstandsmitglied der Hoechst AG
in Frankfurt, erginzte:
«Ich glaube, Herr Haenschke, man mii8te auch noch einmal die
Frage dahin zuriickspielen, daB3 diese Probleme, auch wenn sie
technisch losbar scheinen — bis zu einer ingenieurtechnischen
Durcharbeitung und einem Baubeginn ja doch noch groBere Zeit-
spannen erfordern.»
Dann #duBerte sich Walter Schiiller, Geschéftsfithrer der Gesellschaft
zur Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen in Karlsruhe GWK,
die auf Staatskosten seit 1971 eine Versuchsanlage namens WAK in
Karlsruhe betreibt:
Dr. Schiiller: «Zwei kurze Anmerkungen. Einmal zum allgemeinen
Hintergrund: Es gibt zwar mit dem Verfahren, welches heute all-
gemein verwendet wird, viele Jahre Betriebserfahrung, aber an
hochabgebrannten Leichtwasser-Reaktor-Brennstoffen sind bis-
her in der ganzen Welt in vier Anlagen nur insgesamt 550 Ton-
nen aufgearbeitet worden. Das ist natiirlich noch ein verhéltnis-
maBig beschelidener Hintergrund. In den fiinf Jahren, die wir mit
der WAK in Karlsruhe arbeiten, haben sich gerade bei der Aufar-
beitung der hochabgebrannten Brennstoffe bestimmte Probleme
gezeigt, die nicht nur bei uns aufgetreten sind, sondern auch im
Ausland und an denen wir arbeiten. Hier ist — wie Herr Dr. Hilger
schon sagte — noch eine ganze Reihe von Fragen zu losen. Ich
kann zusammenfassend sagen, daB die Verfiigbarkeit der WAK
zur Zeit bei etwa 55 Prozent liegt. Das ist — mit normalen MaB-
stiben der chemischen Industric gemessen — keine Basis fiir ein
GroBobjekt, wie es hier geplant ist.»
Die Wiederaufarbeitung, soviel diirfte schon klar geworden sein, ist ein
grenziiberschreitendes Problem. Die Erfahrungen, die in der franzo-
sischen Anlage bisher gemacht wurden, sind also nicht nur deshalb fiir
uns so interessant, weil dort Brennelemente aus deutschen Atommei-
lern aufgearbeitet werden sollen. Im Bundestags-Hearing wollte es der
SPD-Abgeordnete Frank Haenschke, ciner der ganz wenigen Natur-
wissenschafter im Bonner Parlament, genau wissen:
Abg. Dr. Haenschke (SPD): «Mir scheint in den Aussagen der
Elektrizitatsversorgungsunternechmen einerseits und der Besitzer
des Know-how — also der chemischen Industrie — andererseits
in Fragen der Betriebssicherheit doch ein groBer Widerspruch oder
jedenfalls ein erkennbarer Widerspruch zu bestehen. Herr Mandel
sagt in seiner Stellungnahme, daB man die Betriebserfahrungen
der ausldndischen Anlagen sich jetzt wohl zunutze machen konne,
so dall man eigentlich mit gewissem Optimismus an die Reali-
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sierung gehen konnte, wihrend die Besitzer des Know-how — hier
vertreten durch Herrn Hilger — vielleicht konnte Herr Lange
auch etwas dazu sagen — sagen, da3 man erst noch eine ganze
Weile Betriebserfahrungen mit den bestehenden Anlagen abwarten
miisse, ehe man in die Detailplanungen gehen konne. Sie gehen
sogar so weit, zu sagen, dal3 andererseits eine Planung mit den
bisher vorhandenen Kenntnissen fiir die Gesellschaft der KEWA
ein nicht vertretbares unternehmerisches Risiko darstelle. Dafiir
flihren Sie ja im wesentlichen noch ungeloste technische Probleme
an und mangelnde Betriebserfahrung. Sehe ich das so richtig?»
Dr. Hilger: «Es ist vollig richtig, wie Sie das beurteilen. Das ist
mit ein Grund, weswegen die Anlage erst so spit in Betrieb kom-
men kann. Da sind also jetzt keine Fragen, die etwa in der Bauun-
willigkeit zu suchen sind, sondern die einfach in den Grenzen der
technischen Mdoglichkeiten — so wie wir sie heute abschidtzen —
liegen. Ist das die Antwort auf Thre Frage?»
Abg. Dr. Haenschke (SPD): «Ja.»
Dr. Hilger: «. .. Es wire eine leichtsinnige Behauptung, zu sagen,
dall wir mit den vorliegenden Kenntnissen, die wir aus Karsruhe
oder die wir von internationalen Partnern her haben, uns heute
stark machen konnen — mit derselben Glaubwiirdigkeit und der-
selben unternchmerischen Klarheit —, eine Entscheidung zu tref-
fen, wie wir sie sonst fiir unserec Chemieanlagen treffen. ...»
Der schwarze Peter war damit bei der Elektrizitdtswirtschaft. Die Vor-
standsvorsitzenden groBter Betreiber von Atomkraftwerken in der Bun-
desrepublik, Heinrich Mandel fiir die Rheinisch-Westfilischen Elektri-
zititswerke (RWE), und E. Keltsch fiir die PreuBen-Elektra (PREAG)
Hannover, berichteten von einer «Projektgesellschaft Wiederaufbe-
reitung von Kernbrennstoffen mit beschrinkter Haftungy — abgekiirzt
PWK — mit Sitz in Essen, die im Auftrag der zwolf groBten deutschen
Elektrizitits-Unternechmen nun an das groBe Wiederaufarbeitungspro-
jekt herangehen solle. Giinther Scheuten, Geschéaftsfithrer der PWK:
Direktor Scheuten: «Herr Haenschke, der Unternehmenszweck
der Projektgesellschaft Wiederaufbereitung von Kernbrennstoffen
ist es, das Vorprojekt durchzufiihren und die rechtlich-finan-
ziellen, technischen, organisatorischen Moglichkeiten der spéteren
Baudurchfiihrung, der Bautrigerschaft und der Betriebsfithrung
zu kldaren.»
Und zur Arbeitsteilung zwischen den Chemiekonzernen und den
Elektrizitits-Versorgungsunternehmen berichtete PWK-Sprecher
Scheuten:
4Das technische Risiko kann die PWK im Augenblick mangels
cigenen Sachverstandes — diese Frage ist richtig gestellt — nicht
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beantworten. Wir sind kein Chemieunternehmen, und es handelt
sich hier um eine groBe chemische Fabrik, die geplant und gebaut
werden muB3. Wir werden uns bei Durchfithrung des Projektes der
Chemie als unseres grofen Beraters bedienen.»
Die Chemiekonzerne, das machten ihre Sprecher klar, werden sich diese
Dienstleistung in bar bezahlen lassen, obwohl sie das technische Know-
how auf Staatskosten erworben haben. Das entspreche, so bekannten
sie, den Usancen der Branche; wihrend das unternchmerische Risiko,
und das heiBBt nach Einschédtzung der Chemie, der mit Sicherheit zu er-
wartende Verlust beim Wiederaufarbeitungsgeschift von den Kraft-
werksbetreibern iibernommen wird.
Letztere wiederum hoffen nach Aussage ihrer Vertreter beim
Hearing darauf, daB das in der Wiederaufbereitungsanlage ge-
wonnene Plutonium dereinst als Brennstoff fiir eine neue Reaktorge-
neration, die Schnellen Briiter, verfiigbar sein wird. Diese neue Reaktor-
linie, die rechtzeitig vor der Erschopfung der begrenzten Uranvor-
kommen zum Einsatz kommen soll, bendtigt Brennelemente mit meh-
reren Tonnen Plutonium. Also auch dazu, aus der Sicht der Atom-
industrie vor allen Dingen dazu, mufl die groBe Wieder-
aufarbeitungsanlage her. Friihest moglicher Termin fiir die Inbetrieb-
nahme einer solchen Anlage in der Bundesrepublik ist das Jahr 1988,
dariiber war man sich im Hearing einig. Bis dahin muf8 man sich an-
derswo ¢entsorgeny lassen. DerTeil der englischen Wiederaufbereitungs-
anlage, der fiir Uranoxyd aus Leichtwasserreaktoren eingerichtet ist,
liegt seit 1973 still, nachdem dort ein Leck aufgetreten war und 35
Techniker gefahrliche Strahlendosen abbekommen hatten. Bleibt die
franzosische Wiederaufbereitungsanlage in La Hague, am Aermelka-
nal. Abgeordneter Haenschke:
Abg. Dr. Haenschke (SPD): «Zunichst eine Frage zur interna-
tionalen Entsorgungskapazitit. Es ist vorhin von La Hague ge-
sprochen worden. Die Frage ist: Ist La Hague in der Lage, hoch-
abgebrannte Brennelemente wiederaufzuarbeiten? Welche
Jahreskapazitét steht im Augenblick bis 1980 oder bis 1985 ver-
mutlich international zur Verfiigung?»
Dazu Peter Ziihlke von der KEWA-Geschiftsleitung:
Dr. Zihlke: ¢Zur Beantwortung der ersten Frage von Herrn Haen-
schke: Die Anlage in La Hague hat eine Eingangsstufe fiir oxydi-
sche Brennelemente mit hohen Abbrinden bekommen. Es sieht so
aus, als ob sich diese Anlage nach den ersten Wochen der Inbetricb-
nahme bewihrt. Die Anlage hat eine Nennkapazitit, die sie aller-
dings erst 1979 erreichen wird, nimlich von 800 Tonnen. Das ist
die Kapazitit, die bis zur Inbetriebnahme von noch neu zu
bauenden Anlagen in Europa zur Verfiigung stehen wird.»



(Abg. Dr. Haenschke (SPD): Bis 1979)!
«— Ab 1979: 800 Tonnen.»
Nach wie vor besteht die Absicht deutscher Elektrizitdts-Unterneh-
men, den Bau einer deutschen GroBanlage zu betreiben, iiber die Pro-
jektgesellschaft PWK, deren Direktor Scheuten sich iiber die Grofie der
Aufgabe klar zu sein schien:
«Herr Haenschke, Sie miissen wissen, dafl wir hier ein Projekt
planen, das in allen Dimensionen alle Vorstellungen sprengt, die wir
bisher hatten.»
Das gilt zum einen fir die Kosten, die auf mindestens zehn Milliarden
- Mark veranschlagt wurden. Das gilt aber auch, wie wir gehort haben,
fiir die technischen Risiken einer Anlage, deren Technologie noch nie
im industriellen MaBstab erprobt worden ist. Grund genug fiir Atom-
gegner, Biirgerinitiativen und Umweltschutz, das Projekt heftig zu
bekdmpfen. Beim Bonner Hearing im Juni 1976 duBerte sich Dipl.
Ing. Vaupel vom niedersdchsischen Sozialministerium, der voraus-
sichtlichen Genehmigungsbehorde fiir die geplante Anlage, diesbeziig-
lich noch recht sorglos: .
Dipl.-Ing. Vaupel: «Die Frage der Erdbeben ist, glaube ich, er-
schopfend beantwortet. Aber nun zur Frage der Bevolkerung. Wir
haben in Niedersachsen Erfahrungen mit der Genehmigung von
Kernkraftwerken. Ich muB sagen, daBl wir eigentlich mit der Be-
volkerung, mit der ortsansidssigen Bevolkerung ,keine groflen Aus-
einandersetzungen gehabt haben. Ich glaube auch, daBl wir in der
Zukunft — wenn eine solche Anlage nach Niedersachsen kommt —
keine ernst zu nehmenden Auseinandersetzungen mit der orts-
ansissigen Bevolkerung zu befiirchten haben, wenn wir in geeigne-
ter, objektiver Weise rechtzeitig die Bevolkerung und die politi-
schen ortlichen Gremien informieren. Ich bin fest iiberzeugt, daB3
wir aus diesem Kreise keinen massiven Widerstand zu erwarten
haben.» '
Wie man seitens der PWK zu verhindern gedachte, daBB es in Zukunft
vielleicht Schwierigkeiten mit der BevOlkerung bei der Durchsetzung
eines Standortes gibt, erliuterte PWK-Direktor Scheuten in Bonn wie
folgt:
Direktor Scheuten: «Eine kurze Erginzung dazu. Wir haben in
einer gut funktionierenden Zusammenarbeit mit allen Beteiligten,
insbesondere (vielleicht darf ich mir erlauben, das zu erwidhnen)
in einer guten Zusammenarbeit mit dem Bundesforschungsmini-
sterium und den niedersdchsischen BehoOrden, eine Oeffentlich-
keitsarbeit begonnen mit dem Ziel, die ortsanséssige Regionalbe-
volkerung moglichst umfassend und so objektiv, wie uns das mog-
lich ist, von der Notwendigkeit der Errichtung einer solchen An-
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lage zu iiberzeugen. Nach den anfinglichen Schwierigkeiten, die

insbesondere im Landkreis Aschendorf entstanden sind, haben wir

den Eindruck, daB die Informationsarbeit, die bisher geleistet wor-
den ist, gute Friichte trigt. Wir haben teilweise die Anlage in Kap

La Hague vorfiithren kénnen. Gerade dieser Informationsbesuch in

Kap La Hague und die vollkommene Normalitit der Verhdltnisse

in dieser Landschaft haben beachtlichen Eindruck auf die Be-.

sucher gemacht.» '

(Autor) Der Wert und Erfolg solcher Informationsarbeit, insbesondere
der soeben gelobten Besichtigungsfahrten nach La Hague, liBit sich
an einem Beispiel aus jiingster Zeit demonstrieren: DiePWK fiihrte eine
Gruppe Journalisten zur franzosischen Wiederaufarbeitungsanlage La
Hague, 37 Mitglieder der niedersidchsischen Landespressekonferenz.
Was sie in La Hague zu sehen bekamen, welche Informationen und
Eindriicke man ihnen vermittelte, das schiug sich in Zeitungsberichten
nieder. Reisetermin fiir den Hinflug nach Cherbourg, die La Hague
nichstgelegene Stadt, war der 23. Januar 1977 nachmittags. 24 Stunden
spiter erfolgte die Heimreise. Am 26.Januar erschienen in der deutschen
Presse Artikel und Agenturmeldungen aus Cherbourg. Die Frankfur-
ter Allgemeine brachte einen Agenturbericht von Associated Press:
«Paris investiert Milliarden in Wideraufarbeitungsanlagen. Frankreich
baut seine Anlagen fiir die Riickgewinnung von Uran und Plutonium
aus abgebrannten Brennstiben — auch aus Kernkraftwerken der Bun-
desrepublik — weiter aus. Der Direktor des staatlichen Werks iiber die
Wiederaufarbeitung nuklearer Brennelemente in La Hague bei Cher-
bourg, Delange, teilte jetzt vor Mitgliedern der niedersidchsischen Lan-
despressekonferenz mit, die Kapazitdaten seines Unternehmens seien voll
ausgelastet. Noch in diesem Jahr wird mit der Entscheidung aus Paris
iiber das Projekt gerechnet, durch das sich die Verarbeitungskapazitit
von jetzt 1 600 Tonnen abgebrannter Brennelemente jahrlich auf anné-
hernd 2 400 Tonnen erhéhen wiirde.»

In der «Landeszeitung fiir die Liineburger Heide» fand die «In-
formationsreise» ein fast euphorisches Echo: «Kernenergie mufB3 nicht
gefdhrlich sein. Das zeigt die Wiederaufarbeitungsanlage Cap de la
Hague ... Das Problem der Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen
ist technisch gelost. Es funktioniert, auch nach jahrelangem Betrieb. Die
Umwelt ist bei exakter Handhabung der Sicherheitsvorschriften nicht
mehr gefdhrdet, als bei irgendeiner anderen Industrieanlage.»

Auch die Cellesche Zeitung spricht von einer «seit zehn Jahren ein-
wandfrei arbeitenden franzosischen Anlage», und vermerkt als Ergeb-
nis der Public-Relations-Tour: «Nach den Recherchen der CZ gilt
nach wie vor Aschendorf/Hiimmling als Favorit (fiir die geplante
deutsche Anlage), weil dort Albrecht/Kiep zugleich ein Alibi hit-
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ten. Sie wiirden mit dem Projekt, das 5 bis 10 Milliarden Baukosten
erfordert, fiir den im Emsland so notigen wirtschaftlichen Aufschwung
sorgen. Auflerdem erlahmt im Emsland der Widerstand, nachdem die
Biirgermeister sich die Anlage in der Normandie angesehen hatten.»

Diese sogenannten Informationen, die den deutschen Besuchern —
ob Journalisten oder Biirgermeistern — in La Hague zuteil geworden
sind, halten einer Ueberpriifung nicht stand. Der Versuch, die in der
FAZ gebrachte AP-Meldung tiber die angebliche Kapazitidt von gegen-
wartig 1600 Jahrestonnen vom Presse-Sprecher der franzdsischen
Atomenergiekommission CEA in Paris bestitigt zu bekommen, fiihrt
zu einer Korrektur: diese Kapazitidt sei fiir spater geplant, 1985 viel-
leicht. Zur Zeit betrage die Kapazitit fiir Brennelemente aus Leicht-
wasserreaktoren 400 Jahrestonnen. Der zustindige Beamte im Bun-
desforschungsministerium, der die Journalistengruppe nach La Hague
begleitet hat, spricht aber seinerseits von 800 Jahrestonnen und beteuert,
die franzosische Anlage «laufe anstandslos» und habe bereits Brenn-
elemente aus Stade, Gundremmingen, Obrigheim und Wiirgassen auf-
gearbeitet; er sagte: «durchgenudelt».

Die Berichterstattung erweckt den Eindruck, die franzosische An-
lage funktioniere einwandirei und ohne Risiken fiir Betriebspersonal
und Umgebung; die Jahreskapazitit werde voll ausgefahren. Um die
voneinander stark abweichenden Angaben hinsichtlich des genauen
Umfanges dieser Kapazitdt zu tiberpriifen, wenden wir uns an
Bernhard Laponche, den stellvertretenden Generalsekretdr der Sek-
tion fiir Atomenergie-Personal im franzosischen Gewerkschaftsbund
CFDT, in dem dieMehrheit desBetricbspersonals von La Hague organi-
siert ist. Laponche ist Kernphysiker und seit vielen Jahren Mitarbeiter
des franzdsischen Atomenergie-Kommissariats.

Wir fragen Laponche: Wie arbeitet die Anlage in La Hage zur
Zeit? Laponche: «Zum jetzigen Zeitpunkt? Die Anlage verarbeitet
Brennelemente aus franzosischen Reaktoren, die fiir Brennstoff aus
Natururan eingerichtet sind. Die Jahreshochstmenge war bisher 400
to. Aber wenn Sie schon fragen: die Anlage fiir die Wiederaufarbeitung
von hochradioaktiven Brennelementen aus Leichtwasserreaktoren steht
nach wie vor still!»

Die Anlage fiir Brennelemente aus Leichtwasserreaktoren, also
fiir die Reaktoren der Bundesrepublik, steht still?

Ja. Diese Anlage hatte im Mai 1976 mit mehr als einem Jahr Ver-
spatung zu arbeiten begonnen. Sie war drei Wochen in Betrieb und hat
fiinfzehn Tonnen Brennelemente verarbeitet. Die kamen aus einem
Schweizer Reaktor und ihre Radioaktivitit betrug 19 000 Mega-
watt/Tage pro Tonne, das entspricht etwa zwei Dritteln der liblichen
Radioaktivitdit bei Brennelementen aus Druck- oder Siede-
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wasserreaktoren, war also viel leichter. Und unter solchen leichten Be-
dingungen hat die Anlage fiinfzehn Tonnen verarbeitet. Wir sagen
nicht: es kann nicht funktionieren, aber niemand kann vorhersagen,
daB die Anlage im industriellen MaBstab funktionieren wird. Zur Zeit
arbeiten wir also Brennelemente aus Natururanreaktoren auf, deren
Radioaktivitdt nur etwa ein Sechstel derjenigen von Leichtwasserreak-
toren ausmacht, das bedeutet gleichzeitig ein Sechstel der Schwierigkeit.
Vielleicht setzen wir im Laufe dieses Jahres die Hochaktivitidts-Ein-
gabe fiir Uranoxyd wieder in Gang, aber wann wir den industriellen
Ma@Bstab erreichen, wissen wir nicht. Vielleicht schaffen wir dieses Jahr
hundert Tonnen, wenn alles gutgeht, vielleicht . . .»

Wir beziehen uns Laponche gegeniiber auf folgende Aussage von
Didier Anger, dem Sprecher der regionalen Anti-Atom-Kampagne
der niederen Normandie: «Wir haben kiirzlich mit japanischen Umwelt-
schutzexperten gesprochen. Diese Japaner haben uns erklart: *Wir
Japaner haben unsere Probleme, und die konnen wir nicht anderen
aufbiirden. Wir haben Atomkraftwerke, die man uns aufgezwungen
hat. Diese Atomkraftwerke verursachen Atommiill. Unsere Regierung
beabsichtigt, diesen Miill zur Wiederaufarbeitung nach La Hague zu
schicken. Dagegen erheben wir Einspruch. Die japanischen Fischer
werden den Abtransport dieses Atommiills aus Japan behindern.” —
Wir hier wiren sehr gliicklich, wenn die Umweltschutzgruppen und
Biirgerinitiativender Bundesrepublik auch ihrerseits etwas unternchmen
wiirden, damit nicht der deutsche Atommiill hier bei uns abgeladen
wird!»

Wir fragen Laponche, ob seine Kollegen in La Hague es be-
griiBen wiirden, wenn keine radioaktiven Brennelemente aus den deut-
schen Atommeilern mehr nach L.a Hague gesandt wiirden. (Laponche)
«Eins ist klar: egal, ob die Brennelemente hierher transportiert wer-
den oder nicht: es ist unsicher, ob sie iiberhaupt aufgearbeitet werden
konnen. Wir halten es fiir eine schlimme Sache, daf3 die Unternehmens-
leitung von La Hague Wiederaufarbeitungsvertrige, kommerzielle
Wiederaufarbeitungsvertrige mit dem Ausland zum Vorwand nimmt,
um uns unter schwierigen Bedingungen zur Wiederaufarbeitung von
Brennelementen aus Deutschland und sonstwoher zu notigen. Diese
Linder sollten sich aber jetzt in acht nehmen und sich nicht allzusehr
auf La Hague verlassen!»

Wir horen den Kernphysiker Bernhard Laponche: «Gegenwirtig
sagt die CEA, sagen die Politiker hier, sagt alle Welt: 'La Hague
funktioniert gut, 400 Jahrestonnen.” Das ist eine Liige. Sowohl
in Frankreich als auch im Ausland gilt es, die Atomprogramme zu
reduzieren und sich erst einmal zu versichern, dafl man diec Wiederauf-
arbeitung im industriellen MafBstab auch beherrscht! Dann kann man
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sich entscheiden, was méglich ist. Aber dies ist noch eine ArtVabanque-
Spiel um die Zukunft: Ueberall werden riesige Atomkraftwerke gebaut,
und jetzt wird einem plotzlich klar, daB man die Wiederaufarbeitung
nicht beherrscht. Und man blufft, und man liigt, und man sagt: ja, doch
wir beherrschen das. Das ist nicht wahr! Es ist keineswegs erwiesen . . .
Es gibt nur ein paar Versuchsanlagen. Aber die Atomprogramme sind
auf einer Liige aufgebaut, bei Planung und Bau der Atomkraftwerke
hat man sich um die Frage der Wiederaufarbeitung iiberhaupt nicht
bekiimmert, das weder in Frankreich noch anderswo.

(Schluf} folgt)

MARKUS MATTMULLER

Die politische Botschaft
des ilteren Religiosen Sozialismus

und die heutige Lage®

Die Bewegung der Religiosen Sozialisten hat in der Schweiz um 1906
begonnen, in Deutschland nach dem Ersten Weltkrieg. Von da an hatte
diese Bewegung eigentlich nur die wenigen Jahre bis 1933, in denen sie
sich in einer einigermaBen normalen Umwelt betdtigen und ihr politi-
sches Programm formulieren konnte; nachher schuf fiir die Deutschen,
aber auch fiir die Franzosen, Holldnder, Schweden und Schweizer unter
ihren Anhéngern das Aufkommen der faschistischen Diktaturen eine
dermaflen auBlerordentliche Situation, daBl das Nachdenken iiber den
normalen Staat und sein Verhiltnis zum Reich Gottes in den Hinter-
grund trat. Ich meine aber, es konne sich lohnen, das wiederum kennen
zu lernen, was damals von Religitsen Sozialisten iiber Staat und Politik
gesagt worden ist. Natiirlich geht es nicht darum, die damaligen Reli-
giosen Sozialisten zu kanonisieren und ungepriift zum MaBstab allen
Handelns zu machen; aber es lohnt sich doch wohl, ihr Denken zur
Kenntnis zu nehmen und kritisch auf seine Tauglichkeit fiir heute zu
untersuchen; vielleicht bleiben ein paar Ansdtze — Lehrstiicke und
Praxisanleitungen — iibrig, die man im Sinne eines «aggiornamento»
aufarbeiten und verwenden kann. Man mufB3 dabei allerdings vieles in

*

Vortrag beim «Bund der Religiésen Soz:ahsten Deutschlands» in Bergisch-
Gladbach am 3. Oktober 1977,
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	Ein Bericht über den Streik in einer Atomzentrale am Ärmelkanal : "Dass die Arbeit in La Hague so gefährlich ist, wussten wir zuerst gar nicht!"

